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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr A, 


(Nr. 8678.) Geſetz, betreffend den Erwerb mehrerer Privateiſenbahnen für den Staat. Vom 
20. Dezember 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
. 1. 
Die Staatsregierung wird N ec die Verwaltung und den Betrieb 
folgender Eiſenbahnunternehmungen, nämlich: 
5 1) der Berlin Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe des beigedrudten 
d. Vertrages vom 13. Juni 1879, 59 


„2 der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe d 
E gabe des 
d beigedrudten Bertrages vom 5. Juni 1879, 


4 3) der Hannover-⸗Altenbekener Eiſenbahngeſell nach Maßgabe des 
g x et Merttages vam 8. Juli Mu, A Was 
/ 4) der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe des beigedrudten 
24 Vertrages vom SA 1879 

u übetnehmen. 

r §. 2. 


Die Staatsregierung wird in Gemäßheit der im §. 1 ae Verträge 
zur Ausgabe von taatsſthuldverſchreibungen in demjenigen Betrage ermächtigt, 
welcher erforderlich iſt, um 

I) den Umtauſch der 


geſellſchaft in vierprozentige Staatsſchuldverſchreibun 

AA (v Ä . 62145 000 Mark 
und in vierundeinhalbprozentige Staatsſchuld⸗ 

verſchreibungen zum Betrage von 10 357 500 


zu übertragen... .. 72502500 Mark 
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Ausgegeben zu Berlin den 25. Dezember 1879. 


FREIE LN N 
eg gd Ni Ba d 


Uebertrag .. 72502500 Mark 
b) 30 600 000 Mark Stammaktien Lu. A der 
Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft 
in vierprozentige Staatsſchuldverſchreibungen 
zum Betnage von . bc ne ënn, e 45 900 000 + 
e) 43 800 000 Mark Prioritäts Stammaktien | 
(Aktien Litt. B) der genannten Geſellſchaft in 
vierprozentige Staatsſchuldverſchreibungen zum 
ae ` og 2 Te E EE 38 325 000 
d) 30000000 Mark Prioritäts -Stammaktien 
5 (Aktien Litt. C) der genannten Geſellſchaft in 
vierprozentige Staatsſchuldverſchreibungen zum 
c ER En 37 500 000 
e) 117 000 000 Mark Stammaktien der Cöln- 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft in vierprozentige 
Staatsſchuldverſchreibungen zum Betrage von 175 500 000 
zuſammen in vierprozentige Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen zum Betrage von. ...... ...... 359 370 000 Mark 
in vierundeinhalbprozentige Staatsjchuldver- 
ſchreibungen zum Betrage von 10 357 500 
herbeizuführen; 
2) die Mittel zur Deckung 
a) des an die Aktionäre der Hannover-Altenbekener 
Eiſenbahngeſellſchaft für die Abtretung ihres 
Aktienbeſitzes an den Staat zu zahlenden Kauf WM 
r 8 EE 8621370 
bp) der den Aktionären der Cöln-Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft bei der Abſtempelung ihrer 2 
Aktien zu gewährenden Zuzahlung von. .... 1170 000 
zuſammen ». 9791370 Mark 


aufzubringen. ` 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der für die Bauaus⸗ 
führung derjenigen Bahnſtrecken erforderlichen Mittel, für welche den im F. 1 
bezeichneten Eiſenbahnunternehmungen die Konzeffion zum Bau und Betriebe 
verliehen iſt, an Stelle der den Geſellſchaften bereits bewilligten een 
SE en bis zu dem ſich auf 55 258 800 Mark belaufenden 
Nominalbetrage des noch unbegebenen Theils dieſer Anleihen auszugeben, ſofern 
ſich die weitere Begebung der letzteren nach dem Ermeſſen des Ce? 

als nachtheilig erweiſen follte, s ei 


ange 


eg ` ee 
§. 4. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden 
ermächtigt, . die Auflöſung der Berlin⸗Stettiner, Magdeburg-Halberſtädter, 
Hannover⸗Altenbekener und Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaften nach Maßgabe 
der im $. 1 bezeichneten Verträge herbeizuführen und bei der Auflöſung ld 
der im F. 2 bezeichneten Summen den Kaufpreis für den Erwerb der Bahnen 
zu zahlen. Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die bisher begebenen 
Anleihen dieſer Geſellſchaften zum Betrage von 737114700 Mark, ſoweit dieſelben 
nicht inzwiſchen getilgt ſind, zur Rückzahlung beziehungsweiſe zum Umtauſche 
gegen Staatsſchuldverſchreibungen zu kündigen, auch die hierzu erforderlichen 
Geldbeträge durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen aufzubringen. 


Ueber die Ausführung der im $. 4 getroffenen Beſtimmungen hat die Staats⸗ 
regierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eiſenbahnver⸗ 
waltung Rechenſchaft zu geben. 

F. 6. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuß, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld⸗ 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen Be 2, 3 und 4), beſtimmt, ſoweit 
nicht durch die im F. 1 angeführten Verträge Beſtimmung getroffen iſt, der 
Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillen- und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen Ver⸗ 
jährung der Zinfen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſezz⸗ 
Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


KO 
gebe Verfügung der Staatsregierung über die im $. 1 bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen (beziehungsweiſe Eiſenbahntheile) durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechts: 
gültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. Alle dieſer Vorſchrift 
entgegen einſeitig getroffenen Verfügungen ſind rechtsungültig. N 


$. 8. 


Bis e einer anderweiten geſetzlichen Regelung der Kommunalbeſteuerung 
der Eiſenbahnen finden die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen über die Ver⸗ 
pflichtung der Privateiſenbahnen zur Sahlung von Kommunalſteuern auf die 
im F. 1 bezeichneten Eiſenbahnen auch nach dem at derſelben in das 
Eigenthum des Staates in gleicher Weiſe, wie bis zu dieſem Zeitpunkte, In: 
wendung. i 
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E j 
Die Ausführung dieſes Geſetzes wird, ſoweit ſolche nach den Beſtimmungen 
der 58 2 bis 5 nicht er den nahe erfolgt, dem Miniſter der öffent⸗ | 
lichen Arbeiten übertragen. 


8.10. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 20. Dezember 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


Vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Berlin: Stettiner Eiſenbahnunternehmens auf 
den Staat, vom 13. Juni 1879. 


Jbvwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch die Geheimen Ober⸗ 
Regierungsräthe Brefeld und Rapmund, als Kommiſſarien des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten, und den Geheimen reg Rötger, als Kommiſſar 
des Finanzminiſters, einerſeits und dem Direktorium der Berlin: Stettiner Eiſen 
bahngeſellſhaft andererſeits iſt heute unter dem Vorbehalte der landesherrl. 
Genehmigung, reſp. auf Grund des Beſchluſſes der Generalperſammlung der 
Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft vom 29. Mai 1879 folgender 
Vertrag abgeſchloffen worden. 
F. 1. 

Die Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft Ze die Verwaltung und 

den Betrieb ihres ganzen Unternehmens — und zwar ſowohl der S 


n 
wie der ſämmtlichen Zweigbahnen, einſchließlich derjenigen, für welche die Zins. 


garantie vom Staate übernommen iſt — ohne irgend welche Beſchränkung auf 
ewige Zeiten an den Staat. 
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Zu dieſem Zwecke übergiebt das Direktorium der Berlin-Stettiner Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft die Verwaltung und den Beſitz des geſammten beweglichen und 
unbeweglichen Vermögens der Geſellſchaft, ſowie die Beſtände aller zum Ver⸗ 


F. 2. 

Die Uebergabe wird am 1. des zweiten, auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats bewirkt. Es Tell jedoch bereits vom 1. Januar 1879 ab Ver⸗ 
waltung KC Betrieb der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn für Rechnung des Staates 

e Berlin⸗ Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit 
die Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihr Ze 
tortum führen läßt, verpflichtet ſich, in allen wichtigen Angelegenheiten D der 
vorgängigen Finn des Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu verſichern. 

Vom 1. Januar 1879 ab gehen auf den Staat die geſammten Nutzungen 
und Laſten des Vermögens der Berlin» Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft ohne jede 
weitere kee als in dieſem Vertrage ſelbſt 9 beſtimmt iſt, über. 
Insbeſondere fließt der geſammte, nach Abzug der Verwaltungs-, Unterhaltungs⸗ 
und Betriebskoſten, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung und Tilgung der 
jetzigen Anleihen der Berlin Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft erforderlichen Beträge 
etwa verbleibende Reinertrag dem Staate ausſchließlich zu. 

e en der Verwaltung übernimmt der Staat die ordnungs⸗ 
mäßige Unterhaltung und Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen und Betriebs- 
mittel, ſowie auch die Deckung aller für die Verwaltung und den Betrieb des 
Unternehmens erforderlichen außerordentlichen Ausgaben. Dagegen ſollen dem 
Staate die Beſtände der Reſervebaufonds und der Reſervefonds mit der nach⸗ 
tehenden Beſchrän 0 ur freien ung anheimfallen und die bezüglichen 
2 e er insbeſondere in den §§. 21 bis 24 des Geſellſchaftsſtatuts, für 

Aer er ſtaatsſeitigen Verwaltung l Anwendung treten. 

Mit Rückſicht auf den F. 24 des Geſellſchaftsſtatuts wird vereinbart, daß 
dus dent Reſervefonds der Stammbahn der Betrag von 908 000 Mark der Ge⸗ 
ſellſchaft zu dem alleinigen Zwecke und mit der Verpflichtung, den Mitgliedern 
und Hü 1 des Direktoriums die für den Verluſt ihrer an dienſt⸗ 
lichen Stellung zu gewährenden Entſchädigungen zu zahlen und die Vertretung 
des Staates gegenüber etwaigen weiteren Anſprüchen der bezeichneten Mitglieder 
und Beamten ei übernehmen, überlaſſen werden, der Reſt des Reſervefonds 
dagegen dem Staate zur freien Verfügung anheimfallen ſoll. 


erfolgen. 


Auf die zu errichtende Königliche Behörde gehen alle in dem durch Aller⸗ 
höchſte Order vom 12. Oktober 1840 beſtätigten Ce e und deſſen 
(Nr. 8678.) 
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Nachträgen den Generalverſammlungen, dem Verwaltungsrath und dem Ze, 
torium Zë: Befugniſſe, ſoweit nicht durch dieſen Vertrag etwas Anderes 
feſtgeſetzt iſt, über. ' 

H ngleichen vertritt fie die Berlin⸗Stettiner CES Ge bezüglich 
aller derſelben zuſtehenden Berechtigungen und obliegenden Verpflichtungen und 
übt namentlich alle Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktien⸗ 
geſellſchaft zuſtehen. 

Für die Folge hat die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz 
und Gerichtsſtand im Domizile der gedachten Königlichen Behörde. Gegenüber 
den bisherigen Prioritäts⸗ und ſonſtigen Gläubigern der Berlin Stettiner Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft behält dieſe indeß ihren Gerichtsſtand in Stettin, und ſoll in 
dieſer Beziehung die erwähnte Königliche Behörde der Gerichtsbarkeit in Stettin 
1 fein. 

Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft befteht, ſobald der Vertrag perfekt 
geworden iſt, aus denjenigen Perfonen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte Mit⸗ 
lieder deſſelben ſind. Die Zahl der Mitglieder wird in der Weiſe allmälig auf 
ünf reduzirt, daß in Fällen des Ausſcheidens einzelner Mitglieder durch Tod oder 
freiwilligen Austritt eine Neuwahl unterbleibt. 

Im Uebrigen findet die Neuwahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes 
nach Maßgabe des Geſellſchaftsſtatuts, jedoch ohne Beſchränkung hinſichtlich des 
Wohnorts der zu wählenden Mitglieder ſtatt. 

Ordentliche RENG des Verwaltungsrathes werden alle ſechs Monat 
abgehalten werden. Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe des Verwaltungsrathes iſt die 
Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte der Mitglieder erforderlich. Der Ver⸗ 
waltungsrath hat zugleich das Intereſſe der Berlin- Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft 
gegenüber dem Staate, ſoweit es fi) um die Erfüllung dieſes Vertrages handelt, 
wahrzunehmen. Die nach den Statutnachträgen vom 5. Mai 1862 Artikel 5 und 
vom 22. April 1873 unter II. 2 dem Verwaltungsrath zuſtehende Tantieme von 
% Prozent des in Gemäßheit des $. 21 des Geſellſchaftsſtatuts ſich ergebenden 
jährlichen Reinertrages wird bis zur Auflöſung der Geſellſchaft EN auf den 
Betrag von jährlich 3000 Mark für den Vorſitzenden, 1800 Mark für den 
Stellvertreter des Vorſitzenden und 1400 Mark für jedes Mitglied des Ver⸗ 
waltungsrathes feſtgeſetzt. Die Zahlung der Tantieme erfolgt am erſten des auf 
den Schluß des Rechnungsjahres folgenden dritten Monats. 

Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Berlin: 
Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft findet am letzten Donnerſtag des auf den Schluß 
des Rechnungsjahres folgenden fünften Monats ſtatt. 


6 4. 


Der Staat zahlt den Inhabern der Stammaktien der Berlin⸗Stettiner 
Eiſenbahngeſellſchaft eine feſte jährliche Rente von 43 Prozent des Nominal⸗ 
betrages der Berlin⸗Stettiner Stammaktien. Zu dem Ende wird der Betrag der 
feſten Rente mittelſt Abſtempelung auf den Aktien vermerkt. Gleichzeitig werden 
die Zinsſcheine und Zins- und Dividendenſcheine nebſt Talons gegen Zinskupons 
und Talons nach beigefügtem Formular umgetauſcht. Die Zahlung der Rente 


n 
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erfol t in Ne Raten am 1. Juli des laufenden und am 2. Januar des 
nächſtfolgenden Rechnungsjahres gegen Rückgabe des betreffenden Zinskupons in 
Berlin und Stettin. 
Falls der Umtauſch der ausgegebenen Zinsſcheine und Zins- und Divi⸗ 
dendenſcheine Kalten Zinskupons unterbleibt, wird die Rente in e kent 
Raten gegen Rückgabe des Zins und Dividendenſcheines am 1. Juli des laufenden 
und gegen Rückgabe des Zinsſcheines am 2. Januar des nächſtfolgenden Rech⸗ 
nungsjahres gezahlt. SE Zins- und Dividendenfcheine, ſowie Zinskupons, 
welche nicht innerhalb vier Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur Entgegennahme 
der Zahlung präſentirt werden, verfallen ohne Weiteres zum Vortheile der ver⸗ 
einigten Penſionskaſſe für die Beamten der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn und deren 
Zweigbahnen, jedoch mit der Maßgabe, daß die ihr zugefloſſenen Rentenbeträge, 
ſoweit deren nachträgliche Zahlung bei ſpäterer Präſentation der Sinöpapiere von 
dem Minifter der öffentlichen Arbeiten aus Billigkeitsrückſichten angeordnet werden 
ſollte, zurückzuerſtatten ſind. 


. 5. 


Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſell— 
ſchaft bleiben ihre Rechte bezüglich des Berlin⸗Stettiner Eiſenbahnunternehmens 
ungeſchmälert vorbehalten. Der Staat wird die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn 
nebſt allem Betriebsmaterial und ſonſtigem Zubehör als einen getrennten Ver: 
mögenskompler verwalten. 

Falls ſeitens des Staats mit der Berlin- Stettiner Eiſenbahn Staatsbahnen 
oder unter Staatsverwaltung ſtehende Privatbahnen zu einer Verwaltung vereinigt 
werden, ſoll Behufs Vereinfachung der für die Berlin-Stettiner Eiſenbahn zu 
führenden getrennten Rechnung dieſelbe an ſämmtlichen Betriebsausgaben nach 
Maßgabe derjenigen Beſtimmungen Theil nehmen, welche im §. 17 des Vertrages 
über die Erbauung und den Betrieb einer Eiſenbahn von Köslin nach Danzig 
vom 21. November 1866 (Gefeg-Samml. pro 1867 S. 463/4) für die Betheiligung 
der Köslin-Danziger Zweigbahn an den Betriebsausgaben des Gefammtunter- 
nehmens vereinbart ſind. 

Der Minifter der öffentlichen Arbeiten iſt berechtigt, den Beginn des Rech- 
nungsjahres für das Berlin⸗Stettiner Eiſenbahnunternehmen auf einen anderen 
Zeitpunkt als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. Sofern dieſe Ver⸗ 
legung erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten Rechnungs⸗ 
jahres bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden Rechnungs: 
jahre zugerechnet. s 


$. 6. 


Der Staat iſt berechtigt, den noch unverwendeten Theil der Prioritäts⸗ 
obligationen der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft zu den in den betreffenden 
Allerhöchſten Privilegien angegebenen Zwecken nach Maßgabe des Ade Selm zu 
verwenden, ſowie auch den noch nicht begebenen Theil derſelben für Rechnung 
des Unternehmens zu begeben. 


Gr. 8678.) 
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5. 7. 


Die Berlin ⸗Stettiner n räumt dem Staate das Recht 
ein, zu jeder Zeit das Eigenthum der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn mit ihrem ge⸗ 
fammten unbeweglichen und beweglichen Zubehör, insbeſondere mit ihrem B 
material, überhaupt mit allen an dem Unternehmen der Berlin⸗Stettiner Eiſen⸗ 
bahn haftenden Rechten und Verpflichtungen zu erwerben, und die Auflöſung 
der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der nachſtehenden Beſtim⸗ 
mungen ohne Weiteres herbeihuſühren, 

Der Staat verpflichtet ſich, bevor er von dieſem Rechte Gebrauch macht, 
den Aktionären gegen Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer 
Aktien nebſt zugehörigen Dividendenſcheinen, beziehungsweiſe Zinskupons und 
Talons, Staatsſchuldverſchreibungen der konſolidirten Anleihe von gleichem Zins⸗ 
ertrage anzubieten. Sofern bei dem Umtauſch die mit einzuliefernden Dividenden⸗ 
es beziehungsweiſe Zinskupons fehlen follten, werden die Kupons der Staats: 
ſchuldverſchreibungen für die entſprechende Zeit zurückbehalten. Der Staat wird 
in dE: der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſellſchaft und übt als ſolcher 
bf aßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche Stimmrecht, welches 
hinfort nicht mehr auf eine Maximalſtimmenanzahl beſchränkt ſein ſoll, aus. 

Die Bekanntmachung dieſes Angebots erfolgt in den im F. 29 des Geſell⸗ 
ſchaftsſtatuts und dem Generalverſammlungsbeſchluß vom 30. Mai 1861 vor⸗ 
geſchriebenen öffentlichen Blättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in Saut A E von 
einem Monat zu wiederholen. Zu dem Umtauſche wird der Staat eine Friſt von 
mindeſtens einem Jahre bewilligen. . 

Den Mitgliedern des Verwaltungsrathes bleibt der Umtauſch der von ihnen 

äß F. 28 des Geſellſchaftsſtatuts deponirten Aktien gegen Staatsſchuldver⸗ 
DZ bis vier Wochen nach erfolgter Auflöſung der Geſellſchaft vor, 
ehalten. 

Dem Staat bleibt das Recht vorbehalten, an Stelle von Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen mit dem Nominalwerthe der abgeſtempelten Aktien, welche mit 
44 Prozent verzinslich ſein würden, den Umtauſch der Aktien in der Weiſe zu 
bewirken, daß für je ‚ne ganze reſpektive vier Dar Aktien zwei mit 4 Prozent 
verzinsliche Staatsſchuldverſchreibungen zu je 600 Mark und eine mit 45 Prozent 
verzinsliche Staatsſchuldverſchreibung zu 200 Mark gewährt werden. 

Nach Ablauf der für den Umtauſch der Aktien gegebenen . Friſt 
kann der Staat jederzeit von dem ihm eingeräumten Rechte des Eigenthums⸗ 
erwerbes, beziehungsweiſe Liquidation der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft 
Gebrauch machen. 

Falls der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er 

1) die ſämmtlichen Prioritätsanleihen, ſowie alle ſonſtigen Schulden der 

, Eiſenbahngeſellſchaft als Gre n über⸗ 
nehmen, 

2) an die Liquidatoren für jede ganze Aktie den Betrag von 600 Mark, 

e jede halbe Aktie den Betrag von 300 Mark als Kaufpreis zur 
atutenmäßigen Vertheilung zu überweiſen. 
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Die Aktionäre ſind demnächſt durch die im F. 29 des Geſellſchaftsſtatuts 
und dem Eer sbeſchluß vom 30. Mai 1861 vorgeſchriebenen öffent⸗ 
lichen Blätter aufzufordern, binnen einer Friſt von 6 Monaten ihre Aktien gegen 
Empfangnahme des bezeichneten Betrages an die Geſellſchaftskaſſe abzuliefern. 
Bei Einlöfung der Aktien find die noch nicht zahlfälligen Zinsſcheine, Zins- und 
Dividendenſcheine beziehungsweiſe Zinskupons mit abzuliefern, widrigenfalls der 
Geldbetrag derſelben von dem auf die Aktien entfallenden Betrag in Abzug 
gebracht wird. Die nach Ablauf der angegebenen ſechsmongtlichen Friſt nicht 
d de Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungs⸗ 
ſtelle eingezahlt, daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf 
1 darf die Aktie für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils 
erfolgen darf. 

2 Die Liquidation erfolgt für Rechnung des Staates. Behufs der im Falle 
des Eigenthumserwerbes SE Uebertragung des Grundeigenthums auf 
den Staat ſoll derjenige Beamte der Berlin- Stettiner Eiſenbahnverwaltung zur 
SET, der Suën Serklärungen ermächtigt fein, welchen in jedem einzelnen 
Falle das Königliche Eiſenbahn⸗Kommiſſariat zu Berlin, eventuell die an deſſen 
Stelle getretene Eiſenbahn⸗Aufſichtsbehörde benennen wird. 

ie Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, in anderer 
Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens zu 
ändern oder auszudehnen oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern oder 
zu verpfänden, oder ihr Grundkapital durch Emiſſion von Aktien oder Anleihen 
zu erhöhen. 

§. 8. 
Dias geſammte Beamten- und Dienſtperſonal, mit Ausnahme der Mit⸗ 
lieder und Hülfsarbeiter des Direktoriums der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſell— 
haft tritt mit dem Uebergang des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt 
der Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit be⸗ 
ſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die für die Beamten der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn, einſchließlich der 
Zweigbahnen, deren Wittwen und Kinder beſtehende (vereinigte) Beamten⸗Penſions⸗ 
kaſſe, die Penſionskaſſe für die Beamten der Strecke Stettin⸗Stargard, die Ze 
amten⸗Sterbekaſſe, ſowie die verſchiedenen Arbeiter-Kranken⸗ und Sterbekaſſen 
bleiben nach den betreffenden Statuten beſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung der 
beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſen mit den ent⸗ 
ſprechenden Kaſſen der mit der Berlin⸗Stettiner zu einer Verwaltung vereinigten 
Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu Stande fommt. ` 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Berlin⸗ 
Stettiner Bahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die ſtatutenmäßigen Rechte 
der Geſellſchaft und des Direktoriums werden künftig durch die zur Verwaltung 
der Berlin: Stettiner Eiſenbahn eingeſetzte a Behörde ausgeübt. 

Denjenigen Perſonen, welchen ſeitens der Verwaltung der Berlin: Stettiner 
Eiſenbahn aus Billigkeitsrückſichten fortlaufende jährliche Unterſtützungen aus 
der Geſellſchaftskaſſe bewilligt find, werden dieſe Unterſtützungen nach Maßgabe 
der Bewilligung auch künftig gezahlt werden. ö 
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ſeitens des Staates bis 


F. 10. ` ( mag ert 


Der Staat WI berechtigt, alle für ihn aus dieſem Ber ervorgehenden 
Rechte und BEE Gi das Nei zu E mm 


$.11. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer e 
Berlin, den 13. Juni 1879. 


(L. S.) Rötger. Brefeld. Rapmund. 


Direktorium der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 
Oelſchlaeger. Foerſter. Magunna. 
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Den . 5 
Erſter Zinskupon 
für die 
ITT Aktie der Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 
n 
Ans Mark hat Inhaber dieſes Kupons voemmmm— ꝛ 
KS E E "EH EN 
Eë CS zu Stettin oder der dee sun ana nern 


u 0 u Berlin zu erheben. Dieſer Kupon wird ungültig und werthlos, 
wenn er nicht binnen vier Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur Zahlung prä 
ſentirt wird. 


(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 


Talon 
zu der 
halben Aktie der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 
MR 
Inhaber en 59 empfängt gegen deſſen Rückgabe vonn 
1 ab bei d E 
zu Stettin oder der BETEN LE SD EE 
zu Berlin die ..t Serie der Zinskupons für die Jahre 18.. bis ... ., Totem 


anzen 


nicht von dem Inhaber der halben Aktie bei der unterzeichneten Behörde recht— 
zeitig Widerſpruch erhoben wird, in welchem Falle die Ausreichung der neuen 
Kupons an den Inhaber der halben Aktie erfolgt. 
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(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 
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vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Magdeburg-Halberſtädter Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat / vom 5. Juni 1879. 


Zwischen der Königlichen baten! Zen? vertreten durch die Geheimen Ober: 
Regierungsräthe Brefeld und Rapmund, als Kommiſſarien des Minifters der 
öffentlichen Arbeiten, und den Geheimen Ober-Finanzrath Rötger, als Kom⸗ 
miſſar des Finanzminiſters, einerſeits und dem Direktorium der Magdeburg⸗ 
Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits iſt heute unter dem Vorbehalte der 
landesherrlichen Genehmigung, ſowie der Zuſtimmung der Generalverſammlung 
der Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abge⸗ 
ſchloſſen worden. 


H. 1. 


Die Magdeburg-Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft überträgt die Verwal⸗ 
tung und den Betrieb ihres ganzen Unternehmens ohne irgend welche Beſchrän⸗ 
kung auf ewige Zeiten an den Staat. 

Zu dieſem Zwecke übergiebt das Direktorium der Magdeburg ⸗Halberſtädter 
Eiſenbahngeſellſchaft Verwaltung und Beſitz des geſammten Boegen und unbe- 
weglichen Vermögens der Geſellſchaft, ſowie die Beſtände aller zum Vermögen 
der Geſellſchaft gehörigen oder von dem Direktorium der Geſellſchaft verwalteten, 
für die Zwecke des Unternehmens beſtimmten Fonds mit der im A. 9 vorgeſehenen 
Beſchränkung an die vom Staate zur Verwaltung deſſelben einzusetzende König⸗ 
liche Behörde. . 


H. 2. 


Die Uebergabe wird am 1. des zweiten auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats bewirkt. 
Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1879 ab Verwaltung und Betrieb 
der Magdeburg-Halberſtädter Eiſenbahn für Rechnung des Staates erfolgen. 
Die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchen⸗ 
zeit die Verwaltung im Intereſſe des Staats in bisheriger Weiſe durch ihr 
Direktorium führen läßt, verpflichtet ſich, in allen wichtigen Angelegenheiten ſich 
der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu verſichern. 
om J. Januar 1879 ab gehen auf den Staat die geſammten Nutzungen 
und Laſten des Vermögens der Magdebur ⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft 
ohne jede weitere Beſchränkung, als in ger Vertrage ſelbſt näher beſtimmt 
iſt, über. Insbeſondere fließt der geſammte, nach Abzug der Verwaltungs, 
Unterhaltungs- und Betriebskoſten, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung und 
Tilgung der Anleihen der Magdeburg -Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft wären 
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lichen Beträge und der Zinszuſchüſſe, welche ſeitens derſelben auf Grund der 
mittelſt Vertrag vom 17. Juni 1874 übernommenen Garantie für die Verzinſung 
der Prioritäts⸗Obligationen 3. Emiſſion des Hannover-Altenbekener Eiſenbahn⸗ 
unternehmens etwa zu leiſten ſind, verbleibende Reinertrag dem Staate aus⸗ 
ſchließlich zu. Zu den Anleihen der Ma deburg⸗Halberſtädter Eiſenbahn eſellſchaft 
ſind auch zu rechnen die von ihr ſelb en übernommenen Priorität: 
Obligationen der ehemaligen Magdeburg⸗Wittenbergeſchen Eifenbahng eſellſchaft, 
ſowie die Aktien dieſer und der ehemaligen Köthen⸗Bernburger Eiſenbahngeſell— 
ſchaft, welchen die Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſelchaft beim Erwerb 
der betreffenden Bahnen eine feſte jährliche Rente garantirt hat, und endlich 
auch das von der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung gegebene Darlehen von 
vierhundert fünfzig Tauſend Mark. 

Mit dem VUebergange der Verwaltung übernimmt der Staat die ee 
mäßige Unterhaltung und Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen und Betriebs⸗ 
mittel, ſowie auch die Deckung aller für die Verwaltung und den Betrieb des 
Unternehmens erforderlichen außerordentlichen Ausgaben. Dagegen ſollen dem 


Staate die Beſtände der bisher noch getrennt verwalteten Reſervefonds der e 


burg⸗Halberſtädter, Magdeburg⸗Wittenberger und Magdeburg⸗Leipziger Eiſen⸗ 
bahn, des Erneuerungsfonds, des Extra⸗Reſervefonds mit der im §. 9 vorge⸗ 
ſehenen Beſchränkung, des Reſervebaufonds und des Garantiefonds für Zuſchüſſe 
zur Verzinſung der Hannover⸗Altenbekener 43 prozentigen Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗ 
Obligationen 3. Emiſſion zur freien Verfügung anheimfallen und die auf die 
Verwendung eee Verwaltung bezüglichen ſtatutariſchen Beſtimmungen 
außer Anwendung treten. 


$. 3. 
Auf die zu errichtende Königliche Behörde geben alle in den durch Aller⸗ 


- of Order vom 14. Januar 1842 beftätigten Geſellſchaftsſtatuten und deren 


achträgen den Generalverſammlungen, dem Ausſchuß und dem Direktorium 
beigelegten Befugniſſe, ſoweit nicht durch dieſen Vertrag etwas Anderes feſtgeſetzt 
iſt, über. Ingleichen vertritt fie die Magdeburg-Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft 
bezüglich aller derſelben zuſtehenden Berechtigungen und obliegenden Verpflich⸗ 
tungen und übt namentlich alle Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande 
einer Aktiengeſellſchaft zuſtehen. 

Fur die Folge hat die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft ihren 
Sitz und Gerichtsſtand im Domizile der gedachten Königlichen Behörde. Gegen⸗ 
über den bisherigen Prioritäts⸗ und ſonſtigen Gläubigern der Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter Eiſenbahngeſellſchaft behält dieſe indeß ihren Gerichtsſtand in Magdeburg 
und ſoll in dieſer Beziehung die erwähnte Königliche Behörde der Gerichtsbarkeit 
in ane unterworfen ſein. 

er Ausſchuß der Geſellſchaft beſteht, ſobald der Vertrag perfekt geworden 
iſt, aus denjenigen Perſonen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte Mitglieder 
deſſelben ſind. Die Zahl der Ausſchußmitglieder wird in der Weiſe allmälig auf 
15 reduzirt, daß in den Fällen des Ausſcheidens einzelner Mitglieder durch Tod 
oder freiwilligen Austritt eine Neuwahl unterbleibt. Der Ausſchuß hat zugleich 
das Intereſſe der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft gegenüber dem 
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E Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung diefes Vertrages handelt, wahrzunehmen 
f und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

g $. 4. 

K Die bei dem Uebergange der Verwaltung und des Betriebes des Magdeburg: 
d Halberſtädter Eiſenbahnunternehmens auf den Staat dem letzteren zur freien Ver⸗ 
E fügung anheimfallenden, im K. 2 näher bezeichneten Fonds müſſen bei Feſtſetzung 
* der Dividende für das Jahr 1878 mindeſtens in Ze Höhe erhalten werden, 
$ welche fie mit dem Rechnungsabſchluſſe des Jahres 1877 erreicht hatten. 

9 §. 5. 

; Der Staat zahlt den Inhabern der Stammaktien Litt. A der Magdeburg 
g 1 8 Eiſenbahngeſellſchaft eine feſte jährliche Rente von 6 Prozent, den 
3 nhabern der Prioritäts-Stammaktien Litt. D eine ſolche von 33 Prozent und 
. den Inhabern der Prioritäts-Stammaktien Li. C eine ſolche von 5 Prozent. 
K Zu dem Ende wird der Betrag der feſten Rente mittelſt Abſtempelung auf den 
= Aktien vermerkt. Gleichzeitig werden die Dividendenfcheine nebſt Talons gegen 
d Zinskupons und Talons nach beigefügten Formular umgetauſcht. Die Zahlung 
x der Rente erfolgt in halbjährlichen Raten am 1. Juli des laufenden und am 
ke. 2. Januar des nächſtfolgenden Rechnungsjahres gegen Rückgabe des betreffenden 
1 Zinskupons in Magdeburg und Berlin. Falls der Umtauſch der Dividendenſcheine 
55 gegen Zinskupons unterbleibt, wird die Rente nur in einer Rate am 2. Januar 
0 des nächſtfolgenden Rechnungsjahres gezahlt. Dividendenſcheine, Zinskupons, 
: welche nicht vier Jahre nach dem Fälligkeitstermine zur Entgegennahme der Zah⸗ 
8 lung präſentirt werden, verfallen ohne Weiteres zum Vortheil der Benfions- und 
= Kiel für die Beamten der Magdeburg - Halberftädter Eifenbahngejell- 
f ſchaft, jedoch mit der Maßgabe, daß die ihr zugefloſſenen Rentenbeträge, las 
8 nachträgliche Zahlung bei ſpäterer Präſentation der Zinspapiere von dem Minifter 
. der öffentlichen Arbeiten aus Billigkeitsrückſichten angeordnet werden follte, zurück— 
2 ? zuerſtatten find. 

9 $. 6. 

N Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Magdeburg: Halberftädter Eiſenbahn⸗ 
be geiellihaft — mit Einſchluß der oben im §. 2 erwähnten Magdeburg⸗Witten⸗ 
3 ergeſchen Prioritätsgläubiger und Inhaber von Aktien der ehemaligen Magdeburg. 
* Wittenbergeſchen und Köthen⸗Bernburger Eiſenbahngeſellſchaft — bleiben ihre 
2 Rechte bezüglich des Magdeburg-Halberſtädter Eſenbahnunternehmens ungeſchmä⸗ 
1 lert vorbehalten. Der Staat wird die Magdeburg- Halberftädter Eiſenbahn nebſt 
K allem Betriebsmaterial und ſonſtigem Zubehör zunächſt als einen getrennten Ver: 
a mögenskomplex verwalten. 

2 Falls ſeitens des Staats mit der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahn 
d Staatsbahnen oder unter Staatsverwaltung ſtehende Privatbahnen zu einer Ver⸗ 
E waltung vereinigt werden, ſoll behufs Vereinfachung der für die Magdeburg: 
K Selber Eiſenbahn zu führenden getrennten Rechnung diefelbe an ſämmtlichen 
KC etriebsausgaben nach Maßgabe derjenigen Beſtimmungen theilnehmen, welche 
x im Artikel IX Nr. 2 des unterm 17. Juni 1874 Allerhöchſt beſtätigten, zwiſchen 
. 
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der Hannover-Altenbekener und der Magdeburg- Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft 
abgeſchloſſenen Vertrages — betreffend die Ueberlaſſung der Verwaltung und des 
Betriebes des Hannover-Altenbekener Eiſenbahnunternehmens an die Magdeburg⸗ 
Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft und Uebernahme einer Zinsgarantie ſeitens der 
letzteren für die im Betrage von 93 Millionen Thaler zu Laſten des Hannover⸗ 
Altenbekener Unternehmens aufzunehmende Prioritätsanleihe — über die Betheili- 
gung beider Bahnen an den geſammten Betriebsausgaben vereinbart find. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt BC „den Beginn des 
e für das Magdeburg-Halberſtädter Eiſenbahnunternehmen auf 
einen anderen Zeitpunkt als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. Sofern 
dieſe Verlegung erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten Rech⸗ 
nungsjahres bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden 
Rechnungsjahre zugerechnet. 

§. 7 


Der Staat iſt berechtigt, den noch unverwendeten Theil der Prioritäts⸗ 
Obligationen der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft zu den in den 
betreffenden Allerhöchſten Privilegien angegebenen Zwecken nach Maßgabe des Be⸗ 
dürfniſſes zu verwenden, ſowie auch den noch nicht begebenen Theil derſelben für 
Rechnung des Unternehmens zu begeben. 


$. 8. 

Der Staat iſt verpflichtet, in den unten näher bezeichneten Friſten den 
Aktionären gegen Abtretung ihrer Rechte an dem Vermögen der Geſellſchaft, d. i. 
gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen Dividendenſcheinen, beziehungs⸗ 
weiſe Zinskupons und Talons, Staatsſchuldverſchreibungen der konſolidirten 
Anleihe von gleichem Zinsertrage anzubieten. Sofern bei dem Umtauſche die 
mit einzuliefernden Dividendenſcheine, beziehungsweiſe Zinskupons fehlen ſollten, 
werden die Kupons der Staatsſchuldverſchreibungen für die entſprechende Zeit 
zurückgehalten. Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär 
der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht, welches hinfort nicht mehr auf eine Maximalſtimmen⸗ 
anzahl beſchränkt ſein ſoll, aus. 

Es find zum Umtauſch anzubieten: 

für je zwei Aktien Litt. A drei, 

für je acht Aktien Litt. B ſieben, 

für je vier Aktien Litt. C fünf Staatsſchuldverſchreibungen der Apro⸗ 
zentigen konſolidirten Anleihe zum Nominalbetrage von je dreihundert 
Mark, und zwar für die Aktien Litt. B ſpäteſtens am 1. Oktober 
1880, für die Aktien Litt. A ſpäteſtens am 1. Juli 1881 und für 
die Aktien Litt. C ſpäteſtens am 1. April 1882, es ſoll jedoch der 
Staatsregierung freiſtehen, den Zeitpunkt, an welchem mit dem 
Umtauſche begonnen werden ſoll, ſchon früher eintreten zu laſſen. 

Die Bekanntmachung des Angebotes erfolgt ſpäteſtens 4 Wochen vor dem 
Beginn des Umtauſches in den durch den 15. Nachtrag zu den Geſellſchafts⸗ 
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ſtatuten vorgeſchriebenen öffentlichen Blättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in Zwiſchen⸗ 
räumen von einem Monat zu wiederholen. Zu dem Umtauſche wird der Staat 
eine Friſt von mindeſtens einem Jahre bewilligen. 

Den Mitgliedern des Ausſchuſſes bleibt der Umtauſch der von ihnen gemäß 
F. 39 des Geſellſchaftsſtatuts deponirten Aktien bis zur Beendigung der unten 
vorgeſehenen Liquidation vorbehalten. 

Die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft räumt dem Staate das 
Recht ein, nach Ablauf der für den E der Aktien publizirten einjährigen 
Friſten zu jeder Zeit das Eigenthum der Magdebur abe Eiſenbahn 
mit ihrem geſammten unbeweglichen und beweglichen Ju ehör, insbeſondere mit. 
ihrem Betriebsmaterial, überhaupt mit allen an dem dern en der ende ug 
Halberſtädter Eiſenbahn haftenden Rechten und Verpflichtungen zu erwerben und 
die Auflöſung der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der 
nachſtehenden Beſtimmungen ohne Weiteres herbeizuführen. 

Falls der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er 

1) die ſämmtlichen Prioritätsanleihen der Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſen⸗ 

A — einſchließlich der mehrfach erwähnten Verpflichtung 
der Geſellſchaft bezüglich der Prioritäts⸗-Obligationen und Stammaktien 
der Magdeburg- Wittenbergefehen Eiſenbahngeſellſchaft und der Stamm⸗ 
aktien der Köthen-Bernburger Eiſenbahngeſellſchaft — ſowie alle ſonſti⸗ 
gen Schulden der Magdeburg: Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft als 
Selbſtſchuldner zu übernehmen; 
2) an die Liquidatoren einen Kaufpreis von 106 650 000 Mark behufs 
ſtatutenmäßiger Vertheilung an die Aktionäre zu überweiſen. 


Die Aktionäre ſind demnächſt durch die im 15. Nachtrag zu den Geſell⸗ 
ſchaftsſtatuten vorgeſchriebenen ES Blätter aufzufordern, binnen einer Friſt 
von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe gegen Empfangnahme 
ihres Antheils an dem Liquidationserlöſe abzuliefern. 

Bei Einlöſung der Aktien ſind die noch nicht zahlfälligen Dividendenſcheine, 
beziehungsweiſe Zinskupons mitabzuliefern, widrigenfalls der Geldbetra derſelben 
von dem auf die Aktien entfallenden Betrag in Abzug gebracht wird. Dieſer 
Abzug gelangt erſt nach Ablauf der Berjähtungsfrit zur Auszahlung, wenn 
ZC derjelben von anderer Seite ein Anſpruch auf Auszahlung nicht erhoben 
ein ſollte. f 
Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle enge, 
Ch daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines 
ie Aktie für kraftlos erklärenden dechtskräftt en Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 
Die Liquidation erfolgt für Rechnung des Staates. e 

Vehufs der im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Staats erfor⸗ 
derlichen Uebertragung des Grundeigenthums auf den Staat ſoll derjenige Be⸗ 
amte der Magdeburg ⸗Halberſtädter Verwaltung zur 9 der Nuflaflungserkiä- 
rung ermächtigt fein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſariat zu Berlin eventuell die an deſſen telle getretene Eiſenbahn⸗Auf⸗ 
ſichtsbehörde benennen wird. Die Magdeburg: Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft 
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iſt nicht berechtigt, in anderer Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand 
ihres Unternehmens zu ändern oder auszudehnen, oder Beſtandtheile ihres Eigen⸗ 
thums zu veräußern oder zu verpfänden oder ihr Grundkapital durch Einiffion 
von Aktien oder Anleihen zu erhöhen. 


$. 9. 


Das geſammte Beamten⸗ und Dienſtperſonal, mit Win der Mit⸗ 
glieder des Direktoriums der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft, tritt 
mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienſt der König⸗ 
lichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonale zur Zeit beſtehenden 
e zu erfüllen hat. 

ie für die Beamten der Magdebur „Halberſtädter Eiſenbahn, einſchließ⸗ 
lich der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahn beitehenbe enſions⸗ und Unterſtützungs⸗ 
kaſſe, die Beamten⸗Begräbnißkaſſe, ſowie die verſchiedenen Arbeiter- Kranken» und 
Sterbekaſſen bleiben nach den betreffenden Statuten beſtehen. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Magde⸗ 
burg⸗Halberſtädter Bahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die ſtatutenmäßi⸗ 
gen Rechte der Geſellſchaft und des Direktoriums werden künftig durch die zur 

erwaltung der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Be 
hörde ausgeübt. Seed de 

Die Mitglieder des Direktoriums erhalten im Falle der Aufgabe der ihnen 
vertragsmäßig zuſtehenden Kompetenzen bei dem Uebergange der Verwaltung des 
Ma Cut. SHulberftäbter Unternehmens auf den Staat eine ſeitens des Aus⸗ 
pel nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende Abfindung. Dieſe Abfindung ſoll 
E E Direktionsmitglieder den Betrag von Einer Million fünfhundert 

vient, Mark nicht überſteigen und aus dem Extra⸗Reſervefonds entnommen 
werden. Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein Abkommen wegen 
des Uebertritts der einzelnen Mitglieder in den Staatseiſenbahndienſt geſchloffen 
werden ſollte, um die darin zu vereinbarenden Beträge. 


§. 10. 


Seitens der Königlichen Staatsregierung ſoll die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung, ſeitens des Direktoriums der ee rag ragen d 
ge ah air Genehmigung der Generalverſammlung ſobald als thunlich herbei⸗ 
ge werden. 1 a 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn die Zuſtimmung der Generalver⸗ 
1 8 der Ma deburg⸗Halberſtädter RER e „ſowie die met, 
enger Genehmigung zu demſelben bis zum 1. Januar 1880 nicht erlangt 
worden iſt. 


§. 11. 


In Gemäßheit des unter dem 14. Juni 1873 Allerhöchſt ien Ver⸗ 
trages vom 16.17. Juni 1872, ſowie des weiteren Vertrages vom 3. Mai 1874 
hat die Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft den Betrieb und die Ver⸗ 
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waltung des Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahnunternehmens übernommen. In 


dieſem Verhältniſſe tritt bis auf Weiteres keine Veränderung ein. Die Magde⸗ 
burg⸗Halberſtädter AN hat hiernach durch die nach F. 1 zu er⸗ 
richtende Königliche Behörde in Gemäßheit des Artikels VI des Betriebsüber⸗ 
laſſungsvertrages vom 3. Mai 1874 auch die Verwaltung und den Betrieb 
des Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahnunternehmens nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen des eben erwähnten Vertrages, ſowie der Statuten der genannten 
Geſellſchaft zu führen. 

Für den Fall, daß der Staat dazu übergehen ſollte (et. $. 6 dieſes Ver⸗ 
trages), in der einheitlichen Verwaltung des vereinigten Bahnnetzes der Magde⸗ 
burg⸗Halberſtädter und Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaften durch Ab- 
trennung einzelner Theile des Magdeburg-Halberſtädter Eiſenbahnunternehmens 
oder durch Vereinigung mit der Verwaltung anderer Staats- oder vom Saale 
verwalteten Privat⸗Bahnſtrecken eine Aenderung eintreten zu laſſen, erklärt ſich 
derſelbe ſchon jetzt bereit, ſofern es von der Hane tenbekener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft verlangt werden ſollte, an die Stelle des Artikels IX Abſatz 2 des 
obengedachten Vertrages folgende Beſtimmungen treten zu laſſen: 

Artikel IX. Im Uebrigen werden die Betriebsausgaben auf die ver⸗ 
einigten Bahnen in folgender Weiſe vertheilt: 

a) An den Koſten der allgemeinen Verwaltung partizipiren die vereinigten 
Bahnen nach Verhältniß ihrer Länge, jedoch mit der Maßgabe, daß 
der Hannover-Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft von dem Wesen 
betrage dieſer Ausgaben, ſo lange die Bruttoeinnahmen des Unter⸗ 
nehmens den Betrag von ſieben Millionen Mark nicht überſteigen, 
ein höherer Betrag als zweihundert vierzig Tauſend Mark jährlich nicht 
in e gebracht werden ſoll, — bei einer Vermehrung der 
Einnahmen über ſieben Millionen Mark indeß für jede dieſen Betrag 
ee cr Million Mark eine Erhöhung dieſes Maximalbetrages um 
vierzig Tauſend Mark eintreten ſoll. Als Koſten der allgemeinen Ver⸗ 
waltung ſollen diejenigen Ausgaben angeſehen werden, welche in dem 
Rechnungsabſchluſſe des Hannover-Altenbekener Unternehmens pro 1877 
als ſolche angeſehen ſind. N 

b) An den Koſten der Bahnverwaltung partizipiren dieſelben nach Maß⸗ 
gabe der wirklichen Ausgaben. 

e) An den Koſten der Transportverwaltung partizipiren dieſelben nach 
Verhältniß der durchlaufenen Lokomotivkilometer und Wagenachskilo⸗ 
meter, jedoch mit der Maßgabe, daß die Hannover-Altenbekener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft bad der Geſammtkoſten der Transportverwaltung 
in maximo per Wagenachskilometer die hierfür bei dem Betriebe der 
ſämmtlichen unter Staatsverwaltung ſtehenden Privatbahnen erwachſen⸗ 
den Durchſchnittsausgaben, wie ſich ſolche Ba nach den Angaben 
der zuletzt 1 Statiſtik der Preußiſchen Eiſenbahnen berechnen, 
zu tragen hat. 

Die eg von Sech „welche ſeitens der Magde⸗ 
burg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft aus der von ihr in Gemäß: 
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heit des obengedachten Vertrages übernommenen Garantie der Zinſen 
der im Betrage von 27 750 000 Mark der Hannover ⸗Altenbekener 
Eiſenbahngeſellſchaft bewilligten Prioritätsanleihe bisher geleiſtet worden 
ſind, oder noch geleiſtet werden ſollten, ſoll bis zum Jahre 1884 ein⸗ 
ſchließlich ausgeſetzt bleiben und von da ab in Raten von je Einhundert⸗ 
tauſend Mark für das Betriebsjahr aus dem Reingewinn erfolgen. 
Die jährliche Rückzahlung ſoll ſelbſt dann dieſe Summe nicht Ober: 
ſteigen, wenn in dem einen oder anderen der früheren Jahre nicht der 
volle Betrag von 100 000 Mark hat zurückgezahlt werden können. 
Für den Fall, daß der Staat von dem ihm im F. 8 vorbehaltenen Rechte, 
das Eigenthum an der Magdeburg-Halberſtädter Eiſenbahn zu erwerben und 
die Liquidation der Geſellſchaft herbeizuführen, Gebrauch machen will, bleibt die 
Aufhebung des zur Zeit zwiſchen der Magdeburg⸗Halberſtädter und der Han⸗ 
nover-⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft beſtehenden Rechtsverhältniſſes, reſp. die 
Regelung des alsdann zwiſchen dem Staate und der letztgenannten Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft eintretenden Verhältniſſes, auf dem im Artikel XVI des Betriebsüber⸗ 
laſſungsvertrages vom 3. Mai 1874 vorgeſehenen Wege der gegenſeitigen Ver⸗ 
ſtändigung vorbehalten. = 
Die Magdeburg-Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft ertheilt, ſoweit fie von 
einer eg Regulirung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen dem Staate und der 
Hannover-⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft berührt werden ſollte, unter ausdrüd- 
licher Wahrung der ihr in dieſem Vertrage eingeräumten Rechte, im Voraus 
ihre Zuſtimmung zu den dieſerhalb zu treffenden Vereinbarungen. Für den Fall, 
daß der Staat das Eigenthum des Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahnunternehmens 
erwerben und die Auflöſung dieſer Geſellſchaft herbeiführen ſollte, ertheilt die 
Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft ſchon jetzt ihre Zuſtimmung zu dem 
dieſerhalb abzuſchließenden Vertrage. 0 
Ferner hat die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft durch Ver⸗ 
trag vom 20. Mai 1870 die Verwaltung und den Betrieb der der freien Hanſe⸗ 
ſtadt Bremen Gelten Eiſenbahn von Uelzen nach Langwedel übernommen. 
Auch an den Beſtimmungen dieſes Vertrages wird durch vorſtehenden Vertrag 
nichts geändert. Von demſelben Zeitpunkte, in welchem die Verwaltung und der 
Betrieb des Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahnunternehmens auf die nach F. 1 
zu errichtende Königliche Behörde übergeht, überträgt die Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter Eiſenbahngeſellſchaft derſelben Königlichen Behörde auch die nach Maßgabe 
des Vertrages vom 20. Mai 1870 zu führende Verwaltung der Eiſenbahn von 
Uelzen nach Langwedel. Falls der der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft zufließende Antheil an der Bruttoeinnahme zur Deckung der Betriebs- und 
eee nicht ausreicht, ſo iſt der erforderliche Zuſchuß aus dem Rein⸗ 
ertrag des Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahnunternehmens zu entnehmen. Für 
den Fall, daß demnächſt eine Aenderung in dem zwiſchen der Magdeburg Halber. 
ſtädter re und der freien Hanſeſtadt Bremen zur Zeit beſtehenden 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen der letzteren und dem Staate vereinbart werden ſollte, 
ertheilt die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft ſchon jetzt ihre Zuftim- 
mung zu den dieſerhalb zu treffenden Vereinbarungen. 
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* Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
* Magdeburg- Halberftäbter GE, uche Gelben atutariſcher Beſtim⸗ 
* mungen haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als zwanzigſter Nachtrag zum Geſell⸗ 
Ka: ſchaftsſtatute anzusehen iſt. > 
KR Der Staat ift berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Be. Rechte und Verpflichtungen ed das Reich zu übertragen. 00 
E | 8. 14. 
Be: Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Bez: Berlin, den 5. Juni 1879. Bl 
E: L. 8) Rötger. Brefeld. Rapmund. 
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Erſter Zinskupon 
für die 
Aktie Litt.A der Magdeburg-⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſ chaft. 


A it: 


Neun Mark hat Inhaber dieſes Kupons vnn 
Sar 77777 T 
5 zu Magdeburg oder der. E 
„ zu Berlin zu erheben. Dieſer Kupon wird ungültig und 


werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur 
Zahlung präſentirt wird. 
3 „den en und 


(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 


Talon 
zu der 
Aktie Lit. A der Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft. 
5 
Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe vom 
8 A ab bei der % zu Magdeburg 
JJ!,öö§ wp ⁊ðx d ñĩ˙;!l!ͤ AE zu Berlin 
die e Serie der Zinskupons für die Jahre 18. biö ....; ſofern nicht 


von dem Inhaber der Aktie bei der unterzeichneten Behörde rechtzeitig Wider⸗ 
ſpruch erhoben wird, in welchem Falle die Ausreichung der neuen Kupons an den 


„% N den C 


(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 
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Serie J. Nr. I. 


Erſter Zinskupon 


für die 
Aktie Lat. B der Magdeburg⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft. 
Mi 
Fünf Mark fünf und zwanzig Pfennige hat Inhaber dieſes Kupons vom 
e ee SE , ab aus der 
„ E ⁵ Bw Sn zu Magdeburg 
ode ! EE 
ae ee i zu Berlin zu erheben. Dieſer Kupon wird ungültig und 


werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur 
Zahlung präſentirt wird. 


(Trockener Stempel.) 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 


Talon 


zu der 


Aktie Litt. B der Magdeburg ⸗Halberſtaͤdter Eiſenbahngeſellſchaft. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen 1 ER KEE 
ET E E E CES DT, e 
ee ee E ER AE EE EE zu Magdeburg oder der 
r BT EN ET Ee N Zu Berlin 
Nein te Serie der Zinskupons für die Jahre 18. bis ... ſofern nicht 
von dem Inhaber der Aktie bei der unterzeichneten Behörde rechtzeitig Widerſpruch 
erhoben wird, in welchem Falle die Ausreichung der neuen Kupons an den 
Inhaber der Aktie erfolgt. 
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(Unterſchrift in Jakſimile.) 
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Erſter Zinskupon 


für die 


Aktie Litt. C der Magdeburg- Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft. 
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ag Hengel ²¾ é d R be E E 
KEE ege eer zu Berlin zu erheben. Dieſer Kupon wird ungültig und 
werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur 
Zahlung präſentirt wird. 
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Talon 
zu der 
Aktie Litt. C der Magdeburg -Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft. 
ege 

Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe vm 
T r Ele 
ee TREE set Re zu Magdeburg oder der 
w r tt Berlin 
die „te Serie der Zinskupons für die Jahre 18. bis ZEN nicht 


von dem Inhaber der Aktie bei der unterzeichneten Behörde rechtzeitig Widerſpruch 
erhoben wird, in welchem Falle die Ausreichung der neuen Kupons an den In⸗ 
haber der Aktie erfolgt. 


EEE „den . ten 


(Trockener Stempel.) 
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Vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahnunternehmens auf 
den Staat / vom 8. Juli 1879. 


—— — — 


Zwischen der Königlich EE Staatsregierung; vertreten durch die Ge⸗ 
eimen Ober⸗Regierungsräthe refeld und Rapmund, als Kommiſſarien des 

iniſters der öffentlichen Arbeiten, und den Geheimen Ober⸗Finanzrath Rötger, 
als Kommiſſar des Finanzminiſters, einerſeits und dem Direktorium der Magde⸗ 
burg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft / als Vorſtand der Hannover⸗Altenbekener 
Eiſenbahngeſellſchaft, andererſeits iſt heute unter dem Vorbehalte der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung, ſowie der Zuſtimmung der Generalverſammlung der 
Aktionäre der letztgenannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen. 


K. 1. 


Durch den zwiſchen der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft und 
der Magdeburg ⸗Halberſtädter te abgeſchloſſenen, unter dem 
17. Juni 1874 Allerhöch WI Vertrag vom 3. Mai 1874 hat die Han⸗ 
nover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft die geſammte Verwaltung einſchließlich 
des Betriebes ihrer geſammten Eiſenbahnen ohne irgend welche Beſchränkun und 
ohne ſich ein Kündigungsrecht dieſerhalb vorzubehalten, an die Magdeburg⸗Halber⸗ 
ſtädter Eiſenbahngeſellſchaft übertragen. ü : 

Nachdem inzwilchen vorbehaltlich der landesherrlichen ee eine 
Vereinbarung zwiſchen der Königlichen Staatsregierung und der Geſellſchaft da⸗ 
hin zu Stande gekommen iſt, daß der Staat nicht nur die en oh und den 

etrieb des ganzen Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahnunternehmens ohne irgend 
welche Beſchränkung auf ewige Zeiten übernimmt, ſondern auch berechtigt ſein 
ſoll, das Eigenthum an der Magdeburg ⸗Halberſtädter Eiſenbahn de erwerben 
und die Liquidation dieſer Geſellſchaft herbeizuführen wird unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß dieſe Vereinbarung perfekt wird, das Verhältniß des Staates zu der 
Hannover⸗Altenbekener Eiſenba ngeſellſchaft in Gemäßheit der folgenden Beſtim⸗ 
mungen geregelt. N 

. 


Die Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft erklärt ſich damit ein⸗ 
verſtanden, daß der Staat in das geſammte Rechtsverhältniß, welches zur Zeit 
wiſchen ihr und der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft beſteht, unter 
lusſcheidung der letzteren eintritt. Demgemäß überträgt die Hannover ⸗Alten⸗ 
bekener Eiſenbahngeſellſchaft dem Staate die Verwaltung und den Betrieb ihres 
ee Unternehmens ohne irgend welche Beſchränkung und ohne ſich ein 

ündigungsrecht dieſerhalb vorzubehalten 
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Zu dieſem Zweck übergiebt das Direktorium der Magdeburg - Halberftädter 
Eiſenbahngeſellſchaft als zeitiger Vorſtand der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahn⸗ 
Bienia * und Su des geſammten beweglichen und unbeweglichen 

ermögens der Geſellſchaft, ſowie die Beſtände aller hierzu gehörigen, für die 
Zwecke des Unternehmens beſtimmten Fonds an die vom Staate für die Ver⸗ 
waltung deſſelben zu beſtimmende Königliche Behörde. 
$. 3. 

Die Uebergabe wird 0 demſelben Zeitpunkte bewirkt, an welchem der Staat 
die Verwaltung des Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahnunternehmens übernimmt. 

Das Direktorium der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft, welches 
als zeitiger Vorſtand der Hannover- Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft in der 
Zwiſchenzeit die Verwaltung in bisheriger Weiſe führt, verpflichtet ſich, in allen 
wichtigen Angelegenheiten Oe der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten zu verſichern. 

§. 4. 

Auf die zu errichtende Königliche Behörde gehen alle in den durch Aller⸗ 

höchſte Order vom 25. November 1868 beſtätigten Geſellſchaftsſtatuten und deren 
achträgen den Generalverſammlungen, dem erwaltungsrath und dem Vorſtande 

5 über, ſoweit nicht durch dieſen Vertrag etwas Anderes 
eſtgeſetzt iſt. 

ngleichen vertritt fie die . Eiſenbahngeſellſchaft be⸗ 
züglich aller derſelben zuſtehenden Berechtigungen und obliegenden Verpflichtungen 
und übt namentlich alle Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer 
Aktiengeſellſchaft zuſtehen. 

ür die Folge hat die Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft ihren 
Sitz und Gerichtsstand im Domizile der gedachten Königlichen Behörde. Gegen⸗ 
über den bisherigen Prioritäts⸗ und ſonſtigen Gläubigern der Hannover⸗Alten⸗ 
bekener Eiſenbahngeſellſchaft behält es bei einem vor Abſchluß dieſes Vertrages 
etwa ſchon begründeten Gerichtsſtande ſein Bewenden. 

Der Verwaltungsrath der Geſellſchaft beſteht, ſobald der Vertrag perfekt 

eworden iſt, aus denjenigen Perſonen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte 

Haider deſſelben find. Die Zahl der Verwaltungsrathsmitglieder wird in 
der Weiſe allmälig auf 5 reduzirt, daß in den Fällen des Ausſcheidens einzelner 
Mitglieder durch Tod oder freiwilligen Austritt eine Neuwahl unterbleibt. Der 
Verwaltungsrath hat zugleich das Intereſſe der a be e dee 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 


KA 

Der Staat wird das Hannover-Altenbekener Eiſenbahnunternehmen nebſt 
allem Betriebsmaterial und ſonſtigem Zubehör zunächſt in der bisherigen Weiſe 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des Betriebsüberlaſſungsvertrages vom J. Mai 
1874 reſp. des dritten Geſellſchaftsſtatuts, welche beide, ſoweit dieſer Vertrag 
nicht etwas Anderes feſtſetzt, in Kraft bleiben, mit dem Magdeburg-Halberſtädter 
Eiſenbahnunternehmen zuſammen verwalten. 
Gef. Samml. 1879. (Nr, 8678.) 103 
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Der Staat iſt jedoch berechtigt, das geſammte Hannover⸗Altenbekener Eiſen⸗ 
bahnunternehmen oder einzelne Theile deſelben mit anderen Staats⸗ oder vom 
Staate verwalteten Eiſenbahnſtrecken zu einer gemeinſamen Verwaltung zu ver⸗ 
einigen. In dieſem Falle gelten für die Vertheilung der geſammten Betriebs⸗ 
ausgaben der vereinigten Bahnen die Beſtimmungen im Artikel IX des oben 
bezeichneten Vertrages. Sofern mehrere IN Behörden mit der Verwal⸗ 
tung der einzelnen Theile des Hannover⸗Altenbekener Unternehmens betraut 
werden ſollten, wird von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten eine dieſer Be⸗ 
hörden beſtimmt, welche als Vorſtand der Geſellſchaft gemäß Artikel 227 des 
A a d anzuſehen iſt; Sitz und Gerichtsſtand der Geſellſchaft beſtimmt 
ich alsdann nach dem Domizile dieſer Behörde — vorbehaltlich der Rechte der 
bisherigen Prioritäts- und ſonſtigen Gläubiger der Geſellſchaft. 


F. 6. 

Die Magdeburg-Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft hat durch den bereits 
erwähnten Vertrag SG 3. Mai 1874 für die Brioritäts - Obligationen III. Serie 
der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft zum Nennwerthe von 9 250 000 Tha⸗ 
lern eine Zinsgarantie aus dem Reinertrage ihres (der Magdeburg⸗Halberſtädter 
Eiſenbahngeſellſchaft) Unternehmens und zwar prioritätiſch vor der Dividende auf 
ihr geſammtes Aktienkapital gewährt. Der Staat verpflichtet ſich nun hiermit, 
die ir das Jahr 1879 und folgende etwa erforderlichen Zinszuſchüſſe zu der 
Verzinſung dieſer Obligationen an Stelle der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft zu leiſten, wodurch jedoch die etwaigen Rechte jener Obligationen 
der letztgenannten Geſellſchaft gegenüber nicht berührt werden lien. l 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten ift berechtigt, den Beginn des 
Rechnungsjahres für das Hannover-Altenbekener Eiſenbahmntternehmen auf einen 
anderen Jatpuntt als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. Sofern dieſe 
Verlegung folge wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten Rechnungs⸗ 
jahres bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden Rech- 
nungsjahre zugerechnet. e 

dei 


Der Staat ift verpflichtet, ſpäteſtens 4 Wochen nach Publikation dieſes 
Vertrages in der Geſetz-Sammlung den Aktionären gegen Abtretung ihrer Rechte, 
d. ) gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen Dividendenſcheinen und 
Talons, einen Kaufpreis von 54 Mark für je eine Stammaktie à 300 Mark 
und von 216 Mark für je eine Stammprioritätsaktie à 600 Mark anzubieten 
und ſofort nach Aushändigung der Aktie zu zahlen. Für jeden fehlenden Divi⸗ 
dendenſchein einer Stammaktie werden 12 Mark und einer Stammprioritätsaktie 
15 Mark in Abzug gebracht. Die Auszahlung der zurückbehaltenen Beträge erfolgt 
jährlich nach Feſtſtellung des Rechnungsabſchluſſes. Soweit jedoch eine Dividende 
auf den betreffenden Dividendenſchein entfallen iſt, wird dieſelbe von dem zu er⸗ 
ſtattenden Betrage in Abzug gebracht und erſt dann gezahlt, wenn der betreffende 
Dividendenſchein nicht innerhalb der vierjährigen Verjährungsfriſt präſentirt iſt. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt in den Geſellſchaftsblättern. 
1 an iſt ſechsmal in Zwischenräumen von einem Monat zu wiederholen. 
Zu dem Verkaufe wird der Staat eine Friſt von mindeſtens einem Jahre bewilligen. 
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| Den 97 8 des Verwaltungsrathes bleibt der Verkauf der von ihnen 
gemäß Artikel IV sub B $. 3 des dritten Nachtrags zum Geſellſchaftsſtatute depo⸗ 
nirten Aktien bis zur Beendigung der unten vorgeſehenen Liquidation vorbehalten. 

Der Staat wird in Höhe der angekauften Aktien Aktionär der Geſellſchaft 
und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ihm en: 
Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich alsdann in 
der Weiſe, daß je 300 Mark Aktienkapital Eine Stimme gewähren, wogegen 
die Vorſchriften im F. 33 des Geſellſchaftsſtatuts reſp. des rtikels IV A F. 3 
des dritten Nachtrages dazu außer Kraft treten. 

Nach Ablauf der für den Ankauf der Aktien gegebenen einjährigen Friſt 
iſt der Staat berechtigt, zu jeder Zeit das Eigenthum der Hannover-Altenbekener 
Eiſenbahn mit ihrem Bed unbeweglichen und beweglichen Zubehör, ins⸗ 
beſondere mit ihrem Betriebsmaterial, überhaupt mit allen an dem Unternehmen 
der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahn haftenden Rechten und Verpflichtungen zu 
erwerben und die Auflöſung der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft ohne 
Weiteres herbeizuführen. i 

Falls der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er 

J) die Prioritätsanleihen, ſowie alle ſonſtigen Schulden der Hannover⸗ 

Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner zu übernehmen; 

2) an die Liquidatoren einen Kaufpreis von 1 000 000 Mark behufs ſtatut⸗ 

mäßiger Vertheilung an die Aktionäre zu überweiſen. 

Die Aktionäre ſind demnächſt durch die Geſellſchaftsblätter aufzufordern, 
binnen einer Friſt von 3 Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe gegen 
Empfangnahme ihres Antheils an dem Liquidationserlöſe abzuliefern. 

lef Bei Einlöſung der Aktien ſind die nicht fälligen Dividendenſcheine mit ein⸗ 
zuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 

Die Liquidation erfolgt für Rechnung des Staates. 

Behufs der im Falle des Eigenthumserwerbs ſeitens des Staates erforder- 
lichen Uebertragung des Grundeigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte 
der Hannover⸗Altenbekener Verwaltung zur a der he 
ermächtigt fein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahn⸗Kom⸗ 
miſſariat zu Berlin, eventuell die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichts⸗ 
behörde, benennen wird. 

Die Hannover + Altenbefener e o ke ift nicht berechtigt, in an⸗ 
derer Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens 
zu ändern oder auszudehnen, oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern 
oder zu verpfänden, oder ihr Grundkapital durch Emiſſion von Aktien oder An⸗ 
leihen zu erhöhen. 

F. 8. 

Das geſammte zur Zeit auf der Hannover⸗Altenbekener Bahn becher, 
Beamten⸗ und Dienſtperſonal ſteht nicht im Dienſte Me e ener, 
(Nr. 8678.) 10: 
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fondern der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft und ſind daher die 
dieſerhalb erforderlichen Beſtimmungen bereits in dem zwiſchen dem Staate und 
der letztgenannten Eiſenbahngeſellſchaft Ai een 1 vereinbart. Dieſe 
Beſtimmungen bleiben auch dann in Geltung, wenn der Betrieb und die Ver⸗ 
waltung, ſowie demnächſt das Eigenthum der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahn 
auf den Staat übergehen, oder die Verwaltung derſelben einer anderen Behörde, 
als der für die Verwaltung des Magdeburg⸗Halberſtädter Unternehmens einzu⸗ 
ſetzenden, übertragen werden ſollte. Inſoweit ſoll daher auch in dieſem Falle die 
Hannover-Altenbekener Eiſenbahn noch als ein Theil des Magdeburg⸗Halber⸗ 


ſtädter Unternehmens angeſehen werden. 


RK 9. 
Seitens der Königlichen e ſoll die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung, ſeitens des Direktoriums der Magdeburg: alberſtädter Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft, als Vorſtandes der Hannover-Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft, die 
Genehmigung der Generalverſammlung ſobald als thunlich N werden. 

Dieſes Abkommen wird GEN wenn die Zuſtimmung der Generalver- 
n der Hannover-Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie die verfaſſungs⸗ 
mäßige Genehmigung zu demſelben bis zum 1. Januar 1880 nicht erlangt 
worden iſt. 8 

Mk 


Die Beſtimmungen dieſes Vertrages follen nach deſſen Perfektion für die 
Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtim⸗ 
mungen haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als ſiebenter Nachtrag zum Geſell⸗ 
ſchaftsſtatute anzuſehen iſt. on 


Der Staat ift berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. ? 


$. 12. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 8. Juli 1879. 


(L. S.) Rötger. Brefeld. Rapmund. 


Direktorium der Magdeburg Halberftädter Eiſenbahngeſellſchaft, als 
Vorſtand der Hannover⸗Altenbekener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Lent. 


Hübi 7 


vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Cöln⸗Mindener Eiſenbahnunternehmens auf den 


27. A 
Staat, vom 10. Oran 1879. 


Gitter der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch die Geheimen Ober⸗ 
Regierungsräthe Rapmund und Dr. Frölich, als Kommiſſarien des Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten, und den Geheimen e de ee en Rötger, als Kom⸗ 
miſſat des Finanzminiſters, einerſeits und der Direktion der Cöln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft andererſeits iſt heute unter dem Vorbehalte der landesherrlichen 
Genehmigung ſowie der Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der 
vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


K e 


Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft überträgt die Verwaltung und 
den Betrieb ihres ganzen Unternehmens ohne irgend welche Beſchränkung auf 
ewige Zeiten an den Staat. Zu dieſem Zwecke übergiebt die Direktion der Cöln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft die Verwaltung und den Beſitz des geſammten 
beweglichen und unbeweglichen Vermögens der Geſellſchaft, ſowie die Beſtände 
aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen oder von der Direktion der Gefell- 
ſchaft verwalteten, für die Zwecke des Unternehmens beſtimmten Fonds, mit der 
im $. 8. vorgeſehenen Beſchränkung an die vom Staate zur Verwaltung deſſelben 
einzuſetzende Königliche Behörde. 

e $. 2. 
- Die Uebergabe wird am 1. des zweiten, auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats bewirkt. 

Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1879 ab Verwaltung und Betrieb 
der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn für Rechnung des Staates erfolgen. 

Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die 
Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Direktion 
führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten der vor⸗ 
gängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Vom 1. Januar 1879 ab gehen auf den Staat die geſammten Nutzungen 
und Laſten des Vermögens der Cöln: Mindener Eiſenbahngeſellſchaft ohne jede 
weitere Beſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt iſt, über. 
Insbeſondere fließt der geſammte, nach Abzug der Verwaltungs ⸗ et "8 
und Betriebskoſten, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung und Tilgung der An- 
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leihen der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft erforderlichen Beträge verbleibende 
Reinertrag dem Staate ausſchließlich zu. dé 

Mit dem Uebergange der Verwaltung übernimmt der Staat die ordnungs⸗ 
mäßige Unterhaltung und Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen und Be⸗ 
triebsmittel, ſowie auch die Deckung aller für die Verwaltung und den Betrieb 
des Unternehmens erforderlichen außerordentlichen Ausgaben. Dagegen ſollen 
dem Staate die Beſtände des Reſervefonds und des Erneuerungsfonds mit der 
im F. 8 vorgeſehenen 1 zur freien Verfügung anheimfallen und die 
auf die Verwendung und Verwaltung bezüglichen ſtatutariſchen Beſtimmungen 
außer Anwendung treten. 


$. 3. 

Auf die zu errichtende e Behörde ($. 1) Gen alle in den uu 
Allerhöchſte Order vom 18. Dezember 1843 beſtätigten Geſellſchaftsſtatuten un 
deren Nachträgen den Generalverſammlungen, dem Adminiſtrationsrathe und der 
ee en, Befugniſſe, ſoweit nicht durch dieſen Vertrag etwas Anderes 
eſtgeſetzt iſt, über. 5 

Ingleichen vertritt ſie die Cöln-Mindener EE bezüglich 
aller derſelben zuſtehenden Berechtigungen und obliegenden Verpflichtungen und 
übt namentlich alle Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktien⸗ 
geſellſchaft zuſtehen. 

Für die Folge hat die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz und 
Gerichtsſtand im Domizile der gedachten Königlichen Behörde. Gegenüber den 
bisherigen Prioritäts- und ſonſtigen Gläubigern der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
CW behält dieſe indeß ihren Gerichtsſtand in Cöln und ſoll in dieſer 

Ae die erwähnte Königliche Behörde der Gerichtsbarkeit in Cöln unter- 
worfen ſein. 

Der Adminiſtrationsrath der Geſellſchaft beſteht, ſobald der Vertrag per⸗ 
fekt geworden iſt, aus denjenigen Perſonen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte 
Mitglieder deſſelben ſind. Die Zahl der ae wird in der Weiſe SEN 
auf ſechs reduzirt, daß in Fällen des Ausſcheidens einzelner Mitglieder durch To 
oder freiwilligen Austritt eine Neuwahl unterbleibt. EIER 

Im Uebrigen findet die Neuwahl der Mitglieder des Adminiſtrationsraths 
nach Maßgabe der Geſellſchaftsſtatuten, jedoch ohne Beſchränkung hinſichtlich des 
Wohnortes der zu wählenden Mitglieder, ſtatt. Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe 
iſt die Anweſenheit von mindeſtens der Hälſte der Mitglieder erforderlich. 

Der Adminiſtrationsrath hat zugleich das Intereſſe der Cöln⸗Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes 
Vertrages handelt, Ben und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten, 
Die Tantieme, welche auf Beſchluß der Generalverſammlung unter die Mitglieder 
des Adminiſtrationsrathes nach F. 59 der Geſellſchaftsſtatuten und der in der 
Generalverſammlung vom 30. Juni 1875 beſchloſſenen Abänderung derſelben 
vertheilt werden kann, wird bis zur Auflöſung der Geſellſchaft (§. 7) auf den 
Betrag von jährlich 3000 Mark für den Präſidenten, auf den gleichen Betrag 
für den Vizepräſidenten und auf 1500 Mark für jedes Mitglied des Adminiſtra⸗ 
tionsraths ſeſtgeſett Für das Jahr 1879 wird dieſelbe Tantieme bezahlt, wie 
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für das Jahr 1878. Die Zahlung der Tantieme erfolgt am 1. des auf den 
Schluß des Rechnungsjahres folgenden dritten Monats. . 

Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Cöln-Min⸗ 
dener Eiſenbahngeſellſchaft findet in der Regel im zweiten Quartale des Tech, 
nungsjahres ſtatt. 


§. 4. 


Der Staat gewährt den Sen der Stammaktien der Cöln- Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft eine feſte jährliche Rente von ſechs Prozent des Nominal- 
betrages der Cöln⸗Mindener Stammaktien. Zu dem Ende wird der Betrag der 
feſten Rente mittelſt Abſtempelung auf den Aktien vermerkt. Bei der Abſtem⸗ 
pelung zahlt der Staat auf I Aktie einen einmaligen Betrag von 6 Mark. 
Gleichzeitig werden die Abſchlagsdividenden⸗ und Dividendenſcheine nebſt Anwei⸗ 
ſungen gegen Zinskupons und Talons nach beigefügtem Formular umgetauſcht. 
Die Zahlung der Rente erfolgt in halbjährigen Raten am 1. Juli des laufenden 
und am 2. Januar des nächſtfolgenden Rechnungsjahres gegen Rückgabe des be⸗ 
treffenden Zinskupons in Cöln, Düſſeldorf und Berlin. Falls der Umtauſch der 
ausgegebenen Abſchlagsdividenden⸗ und Dividendenſcheine gegen Zinskupons unter⸗ 
bleibt, wird die Rente nur am 2. Januar gezahlt und zwar mit 23 Prozent oder 
15 Mark gegen Rückgabe des e und mit 33 Prozent 
oder 21 Mark gegen Rückgabe des Dividendenſcheines. Abſchlagsdividenden⸗ und 
Diwidendenſcheine, ſowie Zinskupons, welche nicht innerhalb vier Jahren nach 
dem Fälligkeitstermine zur Entgegennahme der Zahlung präſentirt werden, ver⸗ 
fallen ohne Weiteres zum Vortheile der deed E der Angeſtellten der 
Cöln⸗Mindener Eiſenbahn, jedoch mit der ae daß die der Kaſſe zugefloſſenen 
Rentenbeträge, ſoweit deren nachträgliche Zahlung bei ſpäterer Präsentation der 
Zinspapiere von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten aus Billigkeitsrückſichten 
angeordnet werden ſollte, zurückzuerſtatten find. 


H. 5. 


Dien bisherigen Prioritätsgläubigern der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
bleiben ihre Rechte ae? des Cöln⸗Mindener Eiſenbahnunternehmens unge: 
ee vorbehalten. Der Staat wird die Cöln-Mindener Eiſenbahn nebſt allem 

etriebsmaterial und ſonſtigem Zubehör zunächſt als einen getrennten Vermögens: 
Ken ei ein 

er Staat iſt jedoch berechtigt, das geſammte Cöln-Mindener Eiſenbahn⸗ 
unternehmen oder einzelne Theile deſſelben mit anderen Staats- oder vom 
Staate verwalteten Eiſenbahnſtrecken zu einer gemeinſamen Verwaltung zu 
vereinigen. 

a In dieſem Falle "a für die Vertheilung der geſammten Betriebs⸗ 
ausgaben der vereinigten Bahnen diejenigen Beſtimmungen, welche im §. 13 des 
Statutnachtrages vom 20. Juni 1868 für die Betheiligung der Venlo- Hamburger 
Bahn an den Betriebsausgaben des Geſammtunternehmens vereinbart find, 

(Nr. 8678.) | 


E e a 

Der Minifter der öffentlichen Arbeiten iſt c den Beginn des Rech⸗ 

nungsjahres für das Cöln- Mindener Eiſenbahnunternehmen auf einen anderen 

Zeitpunkt, als den Ne des Kalenderjahres zu verlegen. Sofern dieſe Ver⸗ 

legung erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten Rechnungs⸗ 

Kine bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden Rechnungs⸗ 
jahre zugerechnet. 
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F. 6. 

Der Staat ift berechtigt, den noch unverwendeten Erlös aus der Begebung 
der Prioritäts⸗Obligationen der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft nach Maß⸗ 
gabe des Bedürfniſſes zu verwenden, ſowie auch den noch nicht begebenen Theil 
der Prioritäts⸗Obligationen für Rechnung des Unternehmens zu begeben. 


. 7. 


Der Staat iſt e „ſpäteſtens zum 1. Oktober 1881 den Aktionären 
gegen Abtretung ine echte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zu⸗ 
ee Abſchlagsdividenden- und Dividendenſcheinen, e Zinskupons 
und Talons, Staatsſchuldverſchreibungen der vierprozentigen konſolidirten Anleihe 
und zwar für jede Aktie 3 Staatsſchuldverſchreibungen zum Nennwerthe von je 
dreihundert Mark anzubieten. E i 

Sofern bei dem Umtauſche die miteinzuliefernden Dividendenſcheine, be⸗ 
ziehungsweiſe Zinskupons fehlen ſollten, werden die Kupons der Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen für die entſprechende Zeit zurückbehalten. Der Staat wird in 
Haß der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach 

aßgabe feines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche Stimmrecht aus. Die Stimm- 
berechtigung der Aktionäre regelt ſich alsdann in der Weiſe, daß eine Aktie Eine 
Stimme gewährt, wogegen die Vorſchriften im §. 39 und im Schlußſatze des 
ag des Geſellſchaftsſtatuts, ſowie zu XII der unter dem 13. September 1865 

llerhöchſt beſtätigten abändernden und zuſätzlichen Beſtimmungen zu den Geſell⸗ 
ſchaftsſtatuten 2 Kraft treten. 

Es ſoll der Staatsregierung freiſtehen, den Zeitpunkt, an welchem mit 

gt Leem: begonnen werden dy ſchon vor dem 1. Oktober 1881 eintreten 
u laſſen. 
f Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 4 Wochen vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von einem Monate zu wiederholen. Zu dem Umtauſche wird 
der Staat eine Friſt von mindeſtens einem Jahre bewilligen. 

Den Mitgliedern des Adminiſtrationsrathes bleibt der Umtauſch der von 
ihnen gemäß F. 49 der Geſellſchaftsſtatuten deponirten Aktien bis zur Beendigung 
der unten vorgeſehenen Liquidation vorbehalten. f 

Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft räumt dem Staate das Recht 
ein, nach Ablauf der für den Umtauſch der Aktien gegebenen einjährigen Friſt 
zu jeder Zeit das Eigenthum der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn mit ihrem geſammten 
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unbeweglichen und Ken dea Zubehör, insbeſondere mit ihrem Betriebsmaterial, f 
überhaupt mit allen an dem Unternehmen der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn haftenden b 
Rechten und Verpflichtungen zu erwerben und die Auflöfung der Cöln⸗Mindener ? 
Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der nachſtehenden Beſtimmungen ohne Weiteres f 
herbeizuführen. a 


Falls der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er 

1) die ſämmtlichen Prioritätsanleihen, ſowie alle ſonſtigen Schulden der d 
Goin - Mindener Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner zu über⸗ . 
nehmen, d 

2) an die Liquidatoren einen e von 136 500 000 Mark behufs 
ſtatutenmäßiger Vertheilung an die Aktionäre zu überweiſen. 


Die Aktionäre find demnächſt durch die Geſellſchaftsblätter aufzufordern, 


binnen einer Friſt von drei Monaten du Aktien an die Geſellſchaftskaſſe gegen K 
dn WE ihres Antheiles an den Liquidationserlöſen abzuliefern. Bei Ein- 3 
löfung 


er Aktien find die noch nicht geblfälligen Abſchlagsdividenden⸗ und | 
Dividendenſcheine, ſowie Zinskupons mit a a ern widrigenfalls der Geldbetrag 5 
derſelben von dem auf die Aktien entfallenden Betrage in Abzug gebracht wird. 8 
Dieſer Abzug gelangt erſt nach Ablauf der Verjährungsfriſt zur Auszahlung, , 
wenn innerhalb derſelben von anderer Seite ein Auſpruch auf Auszahlung nicht V 
erhoben ſein ſollte. i 
Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der gd der Hinterlegungsſtelle einge⸗ 
Gë, daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines 
ie Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 
Die Liquidation erfolgt für Rechnung des Staats. 
Behufs der im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Staates erforder⸗ 
lichen Uebertragung des Grundeigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte 
der Cöln⸗Mindener Verwaltung zur Abgabe der diele Serklärungen ermächtigt 
ſein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahn⸗Kommiſſariat / 
zu Coblenz, eventuell die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahn⸗Aufſichtsbehörde 2 
benennen wird. K 
Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 18 nicht berechtigt, in anderer d 
Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens zu än⸗ 0 
dern oder auszudehnen, oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern oder 
zu Kei oder ihr Grundkapital durch Emiſſion von Aktien oder Anleihen 
zu erhöhen. 


$. 8. 


Das gelte Beamten⸗ und Dienftperfonal, mit Ausnahme der Mit: 
lieder und der Hülfsarbeiter der Direktion der Cöln-⸗Mindener Eiſenbahngeſell⸗ | 
chaft, tritt mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in den Dienft 
der Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des d 
Ueberganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 
Geſ. Samml. 1879. (Nr. 8678.) 


2 0 


Die Unterſtützungskaſſe der Angeſtellten der Cöln- Mindener Eiſenbahn⸗ 
eſellſchaft, die Krankenkaſſen der Arbeiter in den Maſchinen⸗ und Wagenwerk⸗ 
ätten, der Lokomotivführer und Heizer, ſowie der ſtändigen — und Bahn⸗ 

hofsarbeiter der 10 Betriebsinſpektionen bleiben nach den betreffenden Reglements 
beſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten eine Ver⸗ 
einigung der genannten Kaſſen mit den entsprechenden Kaſſen der mit der Cöln⸗ 
Mindener zu einer Verwaltung vereinigten Staatsbahnen oder vom Staate ver— 
walteten Privatbahnen zu Stande kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Cöln⸗ 
Mindener Bahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglementsmäßigen 
Rechte der Geſellſchaft und der Direktion werden künftig durch die zur 
E der Cöln⸗Mindener Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde 
ausgeübt. 

g Die Mitglieder und Hülfsarbeiter der Direktion mit Ausſchluß des vom 
Staate ernannten Mitgliedes erhalten im Falle der Aufgabe der ihnen ſtatut⸗ 
beziehungsweiſe vertragemäßig zuftehenden Rechte und Kompetenzen bei dem Ueber» 
gange der Verwaltung des Cöln⸗Mindener Eiſenbahnunternehmens auf den Staat 
eine dem Erneuerungsfonds der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zu ot 
nehmende Abfindung von insgeſammt 1500 000 Mark. Zwei Mitglieder der 
Direktion leiſten hierbei zu Gunſten der übrigen Mitglieder auf jede Abfindung 
Verzicht. Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein Abkommen wegen 
des Uebertritts der einzelnen an und Hülfsarbeiter in den Staats⸗Eiſen⸗ 
bahndienſt geſchloſſen werden ſollte, um die darin zu vereinbarenden Beträge. 
Die Mitglieder der Direktion erhalten für ihre Thätigkeit im Jahre 1879 eine 
Tantieme in gleicher Höhe, wie SC ſolche für das Betriebsjahr 1878 ges 
währt worden iſt, und, falls der Uebergang des Unternehmens auf den Staat 
nicht bereits am 1. Januar 1880 erfolgt, fr den betreffenden Theil des Jahres 
1880 eine gleich hohe pro rata temporis zu berechnende Tantieme. 


8. 9. 


Seitens der Direktion der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft ſoll die 
Genehmigung der Generalverſammlung und ſodann ſeitens der Königlichen 
Staatsregierung die Genehmigung der Landesvertretung ſobald als thunlich 
herbeigeführt werden. a 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die Zuſtimmung der 
Generalverſammlung der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft nicht bis zum 
1. November 1879 und demnächſt die verfaſſungsmäßige Genehmigung nicht bis 
zum 1. Januar 1880 erlangt worden iſt. 


$. 10. 


Die Beſtimmungen diefes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, 
ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzusehen iſt. 
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I für die 
Stammaktie der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 
* 
rn Mark hat Inhaber dieſes Kupons vonn 4 
f..! ß kasten gët zu Köln 
r et ege onen es zu Düſſeldorf 
C T zu Berlin 


zu erheben. Dieſer Kupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen 
vier Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur Zahlung präſentirt wird. 
do e em gg ne SER 
1 D 


(Trockener Stempel.) 5 
(Unterſchrift in Fakſimile.) 


Talon 
zu der 
Stammaktie der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 
Mu. mails 
Inhaber 7 Zeg empfängt gegen deſſen Rückgabe vom ........... 
ge, 20g E. and a ab leis der 
zu Berlin die .... te Serie der Zinskupons für die Jahre 18. bis ſofern 


nicht von dem Inhaber der Aktie bei der unterzeichneten Behörde rechtzeitig 
Widerſpruch erhoben wird, in welchem Falle Ausreichung der neuen Kupons an 
den Inhaber der Aktie erfolgt. 
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(Trockener Stempel.) 
e (Unterſchrift in Fakfimile.) 
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Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


